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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl I 6/2023   

Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz über das Verfahren und den Schutz bei Hinweisen auf Rechtsverletzungen in be-
stimmten Rechtsbereichen (HinweisgeberInnenschutzgesetz – HSchG) erlassen wird und das Gesetz über das Bundesamt 
zur Korruptionsprävention und Korruptionsbekämpfung, das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, das Vertragsbediens-
tetengesetz 1948, das Richter- und Staatsanwaltsdienstgesetz, das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, das Land- und 
forstwirtschaftliche Landeslehrpersonen-Dienstrechtsgesetz, das Landesvertragslehrpersonengesetz 1966, das Land- 
und forstwirtschaftliche Landesvertragslehrpersonengesetz und das Rechtspraktikantengesetz geändert werden 
(Schutz vor Repressalien am Arbeitsplatz und anderen negativen Konsequenzen von Personen, die Informationen über recht-
lich fragwürdige Praktiken im beruflichen Umfeld wie Betrug, Korruption, Gesundheitsgefährdung oder Umweltgefährdung wei-
tergeben) 

 

BGBl I 7/2023   

Bundesgesetz, mit dem die Nationalrats-Wahlordnung 1992, die Europawahlordnung, das Bundespräsidentenwahlgesetz 1971, 
das Volksabstimmungsgesetz 1972, das Volksbefragungsgesetz 1989, das Volksbegehrengesetz 2018, das Wählerevidenzge-
setz 2018 und das Europa-Wählerevidenzgesetz geändert werden (Wahlrechtsänderungsgesetz 2023) (neue Zustellregelun-
gen für die Post; vorgezogene Auszählung von Briefwahlstimmen durch die Sprengelwahlbehörden; Einführung eines individu-
ellen Vorwahltags) 

 

BGBl I 8/2023   

Bundesgesetz, mit dem das Staatsschutz- und Nachrichtendienst-Gesetz geändert wird (Erhöhung der Zahl der Mitglieder 
der Kontrollkommission des Staatschutzes)  

 

BGBl I 9/2023   

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz, mit dem die Begründung von Vorbelastungen durch den Bundesminister für Arbeit 
und Wirtschaft genehmigt wird und das Bundesgesetz über einen Energiekostenzuschuss für energieintensive Unternehmen 
(Unternehmens-Energiekostenzuschussgesetz – UEZG) geändert werden (Entlastung von Unternehmen von hohen Ener-

giekosten) 
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BGBl I 10/2023   

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz zur Errichtung der Österreichischen Forschungsförderungsgesellschaft mit be-
schränkter Haftung (Forschungsförderungsgesellschaftsgesetz – FFGG) geändert wird (Erweiterung der Aufgabengebiete 
der Österreichischen Forschungsförderungsgesellschaft mit beschränkter Haftung) 

 

BGBl I 11/2023   

Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz, das Allgemeine Pensionsgesetz und das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 

geändert werden (Festlegung der Stichtage für die bevorstehende Anhebung des Frauenpensionsalters)   

 

BGBl I 12/2023   

Bundesgesetz, mit dem das Heimopferrentengesetz geändert wird (Erweiterung des Kreises der Anspruchsberechtigten um 
dauerhaft arbeitsunfähige Personen, die ausschließlich wegen des Partners bzw Haushaltseinkommens keine laufende Leis-
tung aus der Sozialhilfe beziehen) 

 

BGBl I 13/2023   

Bundesgesetz, mit dem das Entgelterhöhungs-Zweckzuschussgesetz geändert wird (Zweckzuschuss zur Erhöhung der 
Gehälter von Pflegekräften) 

 

BGBl I 14/2023   

Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz über einen Zuschuss an die Länder für Wohn- und Heizkostenzuschüsse (Wohn- 
und Heizkostenzuschussgesetz) erlassen und das Lebenshaltungs- und Wohnkosten-Ausgleichs-Gesetz – LWA-G ge-
ändert wird (Zweckzuschuss für Wohn- und Heizkosten)  

 

BGBl I 15/2023   

Bundesgesetz, mit dem das Stromkostenzuschussgesetz geändert wird (erweiterte Stromkostenbremse für Haushalte mit 
mehr als drei Personen)  

 

BGBl I 16/2023   

Bundesgesetz, mit dem das Zahlungsbilanzstabilisierungsgesetz geändert wird (Haftungsübernahmen des Finanzministers 
in der Höhe von 102 Mio € für EU-Finanzhilfen für die Ukraine) 

 

BGBl I 17/2023   

Bundesgesetz, mit dem das Ärztegesetz 1998 geändert wird (Ärztegesetz-Novelle 2022) (Verbesserungen bei der grenzüber-
schreitenden notärztlichen Versorgung; Änderungen im ärztlichen Ausbildungswesen)   

 

BGBl I 18/2023   

Bundesgesetz, mit dem das Zahnärztegesetz und das Zahnärztekammergesetz geändert werden (Fachzahnarzt-Kieferortho-
pädie-Gesetz – FZA-KFO-G) (Etablierung des Facharztes für Kieferorthopädie) 

 

BGBl II 53/2023   

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die eHealth-Verordnung 
geändert wird (eHealth-Verordnungsnovelle HPVO) 

 

BGBl II 55/2023   

Verordnung des Bundesministers für Finanzen, mit der die Lohnkontenverordnung 2006 geändert wird 
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BGBl II 56/2023 (Anlage I)  

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung betref-
fend anzeigepflichtige übertragbare Krankheiten 2020, die Verordnung betreffend die Anzeige von übertragbaren 
Krankheiten und die Verordnung betreffend die Absonderung Kranker, Krankheitsverdächtiger und Ansteckungsverdäch-

tiger und Bezeichnung von Häusern und Wohnungen geändert werden 

 

BGBl II 57/2023   

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die COVID-19-Einreise-

verordnung 2022 geändert wird (4. Novelle zur COVID-19-Einreiseverordnung 2022) 

 

BGBl III 15/2023 

Erklärung der Republik Österreich über die Rücknahme des österreichischen Einspruchs gegen den Beitritt der Dominika-

nischen Republik zum Übereinkommen zur Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden von der Beglaubigung 

 

BGBl III 16/2023 (Anlage) 

Abkommen zwischen dem Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie der 
Republik Österreich und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz der Bundesrepublik Deutschland über die 
gemeinsame Nutzung der Erdgasspeicheranlagen Haidach und 7Fields 

 

BGBl III 22/2023 

Kundmachung der Bundesministerin für EU und Verfassung betreffend die vorläufige Anwendung des Protokolls zur Ände-
rung des Zusatzprotokolls zum Übereinkommen über die Überstellung verurteilter Personen 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABl L 63 v 28.02.2023, 1 

Verordnung (EU) 2023/435 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Februar 2023 zur Änderung der Verordnung 
(EU) 2021/241 in Bezug auf REPowerEU-Kapitel in den Aufbau- und Resilienzplänen und zur Änderung der Verordnungen 
(EU) Nr 1303/2013, (EU) 2021/1060 und (EU) 2021/1755 sowie der Richtlinie 2003/87/EG 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 
A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
Keine relevanten Entscheidungen im Berichtszeitraum. 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 

28.11.2022, Ra 2022/09/0089 

Richter- und StaatsanwaltschaftsdienstG; ein Disziplinarverfahren ist im Wesentlichen dann einzuleiten, wenn ein ausrei-

chender Verdacht für eine begangene Dienstpflichtverletzung besteht; es war Absicht des Gesetzgebers, mit dem Gebot des 

achtungsvollen Umgangs nach § 57a Richter- und StaatsanwaltschaftsdienstG Mobbing zu verhindern; das Eintreten nach 

dem Klopfen ohne hereingebeten worden zu sein oder auch das zeitlich knappe Stellen eines Antrags auf Entbindung von der 
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Amtsverschwiegenheit stellen keinen Verstoß gegen das Gebot des achtungsvollen Umgangs nach § 57a leg cit und somit 

keine Dienstpflichtverletzung dar 

 

23.01.2023, Ro 2019/04/0017 

Sbg VergabekontrollG; einem Auftraggeber steht bei Durchführung eines Realisierungswettbewerbs neben dem Abschluss 

durch die Bekanntgabe der Nicht-Zulassung zur Teilnahme oder durch einen Widerruf keine weitere Möglichkeit offen, den 

Wettbewerb einfach durch ein Absehen von jeglichen weiteren Handlungen in rechtskonformer Weise zu beenden; die Freiheit, 

im Zuge eines Realisierungswettbewerbs kein Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung durchzuführen, be-

steht nur insoweit, als ein Auftraggeber den Wettbewerb auch widerrufen kann; auf welche Weise einer allfälligen Untätigkeit 

eines Auftraggebers in einem Wettbewerb zu begegnen wäre, kann vorliegend dahinstehen, weil die Mitteilung vom Abbruch 

des Wettbewerbs ohnehin als Widerrufserklärung zu deuten gewesen wäre 

 

23.01.2023, Ra 2020/04/0075 

GewO; VStG; Rw trat als Insolvenzverwalterin mit der Anzeige des Fortbetriebs gem § 41 Abs 5 erster Satz GewO ex lege in 

die Funktion der gewerberechtlichen Geschäftsführerin ein; in dieser Funktion traf sie gemäß § 370 Abs 1 leg cit die verwal-

tungsstrafrechtliche Verantwortung für die Einhaltung der gewerberechtlichen Vorschriften, unter anderem jener Auflagenpunkte 

des Betriebsanlagenbescheids, deren Nichteinhaltung ihr vorgeworfen wurde; zur Bestellung eines verantwortlich Beauftrag-

ten gemäß § 9 Abs 2 VStG war die Rw jedoch infolge Eintritts in die Funktion des gewerberechtlichen Geschäftsführers und 

der Geltung des § 370 Abs 1 leg cit nicht berechtigt 

 

26.01.2023, Ra 2020/07/0068 

WasserrechtsG; aus der von der Rw angestrebten Zulassung ihres Antrags auf Wiederverleihung im Sinne des § 21 Abs 3 

WasserrechtsG des bisher von der Mitbeteiligten ausgeübten Wasserbenutzungsrechts ergeben sich keinerlei Vorteile im 

Vergleich zu einer mit einem Enteignungsbegehren verbundenen Neubeantragung einer wasserrechtlichen Bewilligung zum 

Betrieb einer Wasserkraftanlage; eine abweichende Auslegung oder Nichtanwendung des § 21 Abs 3 leg cit wäre somit nicht 

geeignet, eine (behauptete) Unions- oder Grundrechtswidrigkeit zu beseitigen; damit ergibt schon die Auslegung des inner-

staatlichen Rechts, dass die von der Rw behauptete, angebliche Verletzung des Unionsrechts nicht auf die Regelung über 

die Wiederverleihung nach § 21 Abs 3 leg cit, insbesondere die dabei vorgesehene Beschränkung auf den bisher Berechtigten, 

zurückgeführt werden könnte 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
LVwG Tirol 21.02.2023, LVwG-2021/37/3279-16 

EpidemieG; aufgrund der Anlassfallwirkung gem Art 139 Abs 6 B-VG ist der auf § 32 Abs 1 Z 5 EpidemieG gestützte Antrag 
auf Vergütung des Verdienstentgangs so zu beurteilen, als ob der – vom VfGH für nicht mehr anwendbar erklärte – § 3 
COVID-19-MVO im Anspruchszeitraum 17.03.2020 bis einschließlich 26.03.2020 nicht der Rechtsordnung angehört hätte; die 
Anordnung zur Schließung des Gastgewerbebetriebs der Bf verfügte somit ausschließlich der auf § 20 EpidemieG gestützte 
§ 1 lit b zweiter Satz der VO der BH Landeck vom 12.03.2020; der Bf steht daher auch ein Anspruch auf Vergütung für den 
Verdienstentgang gemäß § 32 Abs 1 Z 5 EpidemieG (für den Zeitraum vom 17.03.2020 bis 25.03.2020) zu 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 

A. GERICHTSHOF 

 
28.02.2023, Rs C-695/20, Fenix International 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Durchführungsbefugnis des Rates der Europäischen Union – Art 291 Abs 2 AEUV – Gemein-
sames Mehrwertsteuersystem – Richtlinie 2006/112/EG – Art 28 und 397 – Steuerpflichtiger, der in eigenem Namen, aber für 
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Rechnung Dritter tätig wird – Anbieter elektronischer Dienstleistungen – Durchführungsverordnung (EU) Nr 282/2011 – Art 

9a – Vermutung – Gültigkeit 

 

02.03.2023, Rs C-31/21, Eurocostruzioni 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Strukturfonds – Verordnung (EG) Nr 1685/2000 – Zuschussfähigkeit der Ausgaben – Ver-
pflichtung zum Nachweis der Zahlung – Quittierte Rechnungen – Gleichwertige Buchungsbelege – Unmittelbar vom Endbe-
günstigten errichtetes Bauwerk 

 

02.03.2023, Rs C-78/21, PrivatBank ua 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 56 und 63 AEUV – Freier Dienstleistungsverkehr – Freier Kapitalverkehr – Nationale 
Maßnahme, nach der ein Kreditinstitut Geschäftsbeziehungen mit Ausländern beenden muss bzw nicht mehr begründen 
darf – Beschränkung – Art 65 Abs 1 Buchst b AEUV – Rechtfertigung – Richtlinie (EU) 2015/849 – Verhinderung der Nutzung 
des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung – Verhältnismäßigkeit 

 

02.03.2023, Rs C-268/21, Norra Stockholm Bygg 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Schutz personenbezogener Daten – Verordnung (EU) 2016/679 – Art 6 Abs 3 und 4 – Recht-
mäßigkeit der Verarbeitung – Vorlegung eines Dokuments mit personenbezogenen Daten im Rahmen eines Zivilgerichts-
verfahrens – Art 23 Abs 1 Buchst f und j – Schutz der Unabhängigkeit der Justiz und Schutz von Gerichtsverfahren – Durch-
setzung zivilrechtlicher Ansprüche – Zu erfüllende Anforderungen – Berücksichtigung des Interesses betroffener Personen 
– Abwägung der widerstreitenden Interessen – Art 5 – Datenminimierung – Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
– Art 7 – Recht auf Schutz der Privatsphäre – Art 8 – Recht auf Schutz personenbezogener Daten – Art 47 – Anspruch auf 
effektiven gerichtlichen Rechtsschutz – Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

 

02.03.2023, Rs C-270/21, A (Enseignant d’école maternelle) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Freizügigkeit der Arbeitnehmer – Anerkennung von Berufsqualifikationen in einem Mit-
gliedstaat – Richtlinie 2005/36/EG – Recht auf Ausübung des Berufs des Erziehers – Reglementierter Beruf – Recht auf 
Zugang zum Beruf auf Grundlage eines im Herkunftsmitgliedstaat ausgestellten Diploms – In einem Drittland erworbene Berufs-
qualifikation 

 

02.03.2023, Rs C-394/21, Bursa Română de Mărfuri 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Elektrizitätsbinnenmarkt – Richtlinie 2009/72/EG – Verordnung (EU) 2019/943 – Art 1 Buchst 
b und c sowie Art 3 – Grundsätze für den Betrieb der Elektrizitätsmärkte – Verordnung (EU) 2015/1222 – Art 5 Abs 1 – Nomi-
nierter Strommarktbetreiber – Gesetzliches nationales Monopol für Day-Ahead- und für Intraday-Handelsdienstleistungen – 
Nationale Regelung, die ein Monopol für den kurz‑, mittel- und langfristigen Stromgroßhandel vorsieht 

 

02.03.2023, verb Rs C-410/21 u C-661/21, DRV Intertrans 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Wanderarbeitnehmer – Soziale Sicherheit – Anzuwendende Rechtsvorschriften – Verord-
nung (EG) Nr 987/2009 – Art 5 – A 1‑Bescheinigung – Vorläufiger Widerruf – Bindende Wirkung – Auf betrügerische Weise 
erlangte oder geltend gemachte Bescheinigung – Verordnung (EG) Nr 883/2004 – Art 13 Abs 1 Buchst b Ziff i – Personen, die 
gewöhnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten eine Beschäftigung ausüben – Anwendbarkeit der Rechtsvorschriften des Sitz-
mitgliedstaats – Begriff ‚Sitz‘ – Unternehmen, das eine Gemeinschaftslizenz für den Kraftverkehr gemäß den Verordnungen 
(EG) Nr 1071/2009 und (EG) Nr 1072/2009 erlangt hat – Auswirkung – Auf betrügerische Weise erlangte oder geltend gemachte 
Lizenz 

 

02.03.2023, Rs C-432/21, Kommission/Polen (Gestion et bonne pratique forestières) 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats – Umwelt – Richtlinie 92/43/EWG – Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie 
der wildlebenden Tiere und Pflanzen – Art 6 Abs 1 bis 3, Art 12 Abs 1 Buchst a bis d, Art 13 Abs 1 Buchst a und Art 16 Abs 1 – 
Richtlinie 2009/147/EG – Erhaltung der wildlebenden Vogelarten – Art 4 Abs 1, Art 5 Buchst a, b und d sowie Art 9 Abs 1 – 
Waldbewirtschaftung auf der Grundlage der guten Praxis – Waldbewirtschaftungspläne – Übereinkommen von Aarhus – 
Zugang zu Gerichten – Art 6 Abs 1 Buchst b und Art 9 Abs 2 – Prüfung der materiell-rechtlichen und verfahrensrechtlichen 
Rechtmäßigkeit von Waldbewirtschaftungsplänen – Recht von Umweltschutzorganisationen auf einen Rechtsbehelf 
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02.03.2023, Rs C-477/21, MÁV-START 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – Schutz der Sicherheit und der Gesundheit der Arbeitnehmer – Arbeitszeitge-
staltung – Art 31 Abs 2 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Richtlinie 2003/88/EG – Art 3 und 5 – Tägliche 
und wöchentliche Ruhezeit – Nationale Regelung, die eine wöchentliche Mindestruhezeit von 42 Stunden vorsieht – Ver-

pflichtung zur Gewährung der täglichen Ruhezeit – Modalitäten für die Gewährung 

 

02.03.2023, Rs C-664/21, NEC PLUS ULTRA COSMETICS 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – Richtlinie 2006/112/EG – Art 138 Abs 1 – Steuerbe-
freiungen bei innergemeinschaftlichen Umsätzen – Lieferungen von Gegenständen – Grundsätze der steuerlichen Neutra-
lität, der Effektivität und der Verhältnismäßigkeit – Erfüllung der materiellen Anforderungen – Frist für die Vorlage von Beweisen 

 

02.03.2023, Rs C-666/21, Åklagarmyndigheten 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Beförderung im Straßenverkehr – Verordnung (EG) Nr 561/2006 – Geltungsbereich – Art 2 
Abs 1 Buchst a – Art 3 Buchst h – Begriff ‚Güterbeförderung im Straßenverkehr‘ – Begriff ,zulässige Höchstmasse‘ – 
Fahrzeug, das als gelegentlicher privater Wohnbereich und für die Beladung mit Gütern zu nichtgewerblichen Zwecken 
eingerichtet ist – Verordnung (EU) Nr 165/2014 – Fahrtenschreiber – Art 23 Abs 1 – Verpflichtung zur regelmäßigen Nachprü-

fung durch zugelassene Werkstätten 

 

02.03.2023, Rs C-684/21, Papierfabriek Doetinchem 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Geistiges Eigentum – Gemeinschaftsgeschmacksmuster – Verordnung (EG) Nr 6/2002 – Art 
8 Abs 1 – Erscheinungsmerkmale eines Erzeugnisses, die ausschließlich durch dessen technische Funktion bedingt sind – 
Beurteilungskriterien – Bestehen alternativer Geschmacksmuster – Inhaber, der auch über eine Vielzahl alternativer ge-
schützter Geschmacksmuster verfügt – Mehrfarbigkeit eines Erzeugnisses, die nicht aus der Eintragung des betreffenden 
Geschmacksmusters ersichtlich ist 

 

02.03.2023, Rs C-695/21, Recreatieprojecten Zeeland ua 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Freier Dienstleistungsverkehr – Art 56 AEUV – Beschränkungen des freien Dienstleistungs-
verkehrs – Glücksspiel – Regelung eines Mitgliedstaats, die ein allgemeines Verbot der Bewerbung für Glücksspieleinrich-
tungen vorsieht – Ausnahme von Rechts wegen von diesem Verbot für Einrichtungen mit einer von den Behörden dieses 
Mitgliedstaats erteilten Betriebslizenz – Keine Ausnahmemöglichkeit für in einem anderen Mitgliedstaat ansässige Einrich-
tungen 

 

02.03.2023, Rs C-760/21, Kwizda Pharma 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Lebensmittelsicherheit – Lebensmittel – Verordnung (EU) Nr 609/2013 – Art 2 Abs 2 Buchst 
g – Begriff ‚Lebensmittel für besondere medizinische Zwecke‘ – Sonstiger Nährstoffbedarf – Diätmanagement – Modifi-
zierung der Ernährung – Nährstoffe – Verwendung unter ärztlicher Aufsicht – Nährstoffe, die im Verdauungstrakt nicht aufge-
nommen oder nicht verstoffwechselt werden – Abgrenzung von Arzneimitteln – Abgrenzung von Nahrungsergänzungsmitteln 

 

02.03.2023, Rs C-16/22, Staatsanwaltschaft Graz (Service des affaires fiscales pénales de Düsseldorf) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts – Justizielle Zusammenarbeit in Strafsa-
chen – Richtlinie 2014/41/EU – Europäische Ermittlungsanordnung – Art 1 Abs 1 – Begriff ‚Justizbehörde‘ – Art 2 Buchst c – 
Begriff ‚Anordnungsbehörde‘ – Anordnung, die von einer Steuerbehörde erlassen und nicht von einem Richter oder einem 
Staatsanwalt validiert wird – Steuerbehörde, die die Rechte und Pflichten der Staatsanwaltschaft im Rahmen einer steuerstraf-
rechtlichen Ermittlung wahrnimmt 
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B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
02.03.2023, Rs C-331/21, Autoridade da Concorrência und EDP (GA Rantos) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Wettbewerb – Art 101 AEUV – Vereinbarung zwischen einem Stromlieferanten und einem 
Lebensmitteleinzelhändler, der Hyper- und Supermärkte betreibt – Wettbewerbsverbot – Potenzieller Wettbewerb – Unterschei-
dung zwischen vertikalen und horizontalen Vereinbarungen – ‚Bezweckte‘ oder ‚bewirkte‘ Wettbewerbsbeschränkung – Ver-

ordnung (EU) Nr 330/2010 – Handelsvertretervertrag – Liberalisierung des Stromversorgungsmarktes 

 

02.03.2023, Rs C-601/21, Kommission/Polen (GA Emiliou) 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats – Öffentliche Auftragsvergabe – Art 15 Abs 2 und 3 der Richtlinie 2014/24/EU – Aus-
nahmen – Herstellung von Ausweispapieren und sonstigen amtlichen Dokumenten – Schutz der wesentlichen Sicherheits-
interessen der Mitgliedstaaten – Weniger einschneidende Maßnahmen 

 

02.03.2023, verb Rs C-711/21 u C-712/21, Belgischer Staat (Éléments postérieurs à la décision de retour) (GA Collins) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Einwanderungspolitik – Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Art 4, 7 und 47 – 
Richtlinie 2008/115/EG – Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger – Rückkehrentscheidung – Änderung der 
Umstände in Bezug auf die familiären Bindungen und den Gesundheitszustand des Drittstaatsangehörigen nach Erlass der 
Rückkehrentscheidung – Berufung auf eine Änderung der Umstände nach Abschluss des Verfahrens des internationalen Schut-
zes – Letztmöglicher Zeitpunkt für die Berufung auf eine Änderung der Umstände – Art 267 AEUV – Fortbestand des Aus-
gangsrechtsstreits – Überprüfungspflicht des vorlegenden Gerichts – Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit – Art 4 Abs 3 EUV 
– Zur Zulässigkeit eines Vorabentscheidungsersuchens 

 

02.03.2023, Rs C-718/21, Krajowa Rada Sądownictwa (Maintien en fonctions d’un juge) (GA Rantos) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 267 AEUV – Begriff ‚Gericht‘ – Zuständigkeit des Gerichtshofs – Art 19 Abs 1 Unterabs 
2 EUV – Wirksamer Rechtsschutz in den vom Unionsrecht erfassten Bereichen – Grundsätze der Unabsetzbarkeit und Unab-
hängigkeit der Richter – Möglichkeit der weiteren Ausübung des Richteramts nach Erreichen des Ruhestandsalters – Wir-
kungen der von der Zustimmung eines anderen Organs abhängig gemachten Erklärung, das Richteramt nach Erreichen dieses 
Alters weiter ausüben zu wollen – Wirkungen der Überschreitung der Frist für die Abgabe einer solchen Erklärung 

 

02.03.2023, Rs C-723/21, Stadt Frankfurt (Oder) und FWA (GA Medina) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Zulässigkeit – Umwelt – Maßnahmen der Union im Bereich der Wasserpolitik – Richtlinie 
2000/60/EG – Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten – Vorhabenzulassungsverfahren – Art 7 – Verbot der Ver-
schlechterung der Wasserqualität – Vorhaben der Entwicklung eines künstlichen Sees – Sulfat – Verpflichtung der Mit-
gliedstaaten, ein Vorhaben zu untersagen, das eine Verschlechterung der Qualität von zur Trinkwassergewinnung genutztem 
Wasser verursachen kann 

 

02.03.2023, Rs C-35/22, CAJASUR Banco (GA Collins) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 93/13/EWG – Missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen – Von nationalen 
Gerichten für nichtig erklärte allgemeine Geschäftsbedingungen eines Hypothekendarlehensvertrags – Nationale Regelung, 
nach der ein Verbraucher eine vorgerichtliche Aufforderung vornehmen muss, um sicherzustellen, dass die Kosten des 
nachfolgenden Gerichtsverfahrens der Gegenpartei auferlegt werden – Wirksamer gerichtlicher Rechtsschutz – Geordnete 
Rechtspflege 

 

02.03.2023, Rs C-49/22, Austrian Airlines (Vol de rapatriement) (GA Emiliou) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Luftverkehr – Fluggastrechte – Verordnung (EG) Nr 261/2004 – Art 5 Abs 1 Buchst a – Art 8 
Abs 1 – Art 9 – Annullierung eines Flugs – Covid‑19-Pandemie – Von dem Mitgliedstaat organisierter Repatriierungsflug – 
Konsularische Aufgaben – Flug, der von derselben Fluggesellschaft und zur selben Zeit wie der annullierte Flug durchgeführt 
wird – Verpflichtung des Fluggastes, sich an den Kosten des Repatriierungsflugs zu beteiligen – Begriff ‚anderweitige Beför-
derung unter vergleichbaren Reisebedingungen‘ – Anspruch auf Erstattung – Fürsorgepflicht – Richtlinie (EU) 2015/2302 – 
Pauschalreise – Art 14 Abs 1 – Preisminderung 
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02.03.2023, verb Rs C-73/22 P u C-77/22 P, Grupa Azoty ua/Kommission (GA Pikamäe) 

Rechtsmittel – Staatliche Beihilfen – Leitlinien für bestimmte Beihilfemaßnahmen im Zusammenhang mit dem System für den 
Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten nach 2021 – Beihilfefähige Sektoren – Ausschluss des Düngemittelsektors 
– Nichtigkeitsklage – Begriff der anfechtbaren Handlung 

 

C. GERICHT 

 
01.03.2023, Rs T-301/20, Hengshi Egypt Fiberglass Fabrics und Jushi Egypt for Fiberglass Industry/Kommission 

Dumping – Einfuhren bestimmter gewebter oder genähter Erzeugnisse aus Glasfasern mit Ursprung in China und Ägypten 
– Durchführungsverordnung (EU) 2020/492 – Endgültiger Antidumpingzoll – Berechnung des Normalwerts – Art 2 Abs 5 der 
Verordnung (EU) 2016/1036 – Offensichtlicher Beurteilungsfehler – Schaden – Berechnung der Unterbietungsspanne 

 

01.03.2023, Rs T-480/20, Hengshi Egypt Fiberglass Fabrics und Jushi Egypt for Fiberglass Industry/Kommission 

Subventionen – Einfuhren bestimmter gewebter oder genähter Erzeugnisse aus Glasfasern mit Ursprung in China und 
Ägypten – Durchführungsverordnung (EU) 2020/776 – Endgültiger Ausgleichszoll – Berechnung der Höhe der Subvention – 
Zurechenbarkeit der Subvention – Verteidigungsrechte – Offensichtlicher Beurteilungsfehler – System zur Rückerstattung 

von Einfuhrabgaben – Steuerliche Behandlung von Wechselkursverlusten – Berechnung der Unterbietungsspanne 

 

01.03.2023, Rs T-540/20, Jushi Egypt for Fiberglass Industry/Kommission 

Subventionen – Einfuhren von Waren aus Endlosglasfaserfilamenten mit Ursprung in Ägypten – Durchführungsverordnung 
(EU) 2020/870 – Endgültiger Ausgleichszoll und endgültige Vereinnahmung des vorläufigen Ausgleichszolls – Verteidigungs-
rechte – Zurechenbarkeit der Subvention – Offensichtlicher Beurteilungsfehler – System zur Rückerstattung von Einfuhrab-
gaben – Steuerliche Behandlung von Wechselkursverlusten – Berechnung der Unterbietungsspanne 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
28.02.2023, Beschwerde Nr 911/16, Căpăţînă/Rumänien 

Keine Verletzung von Art 1 1.ZP EMRK (Schutz des Eigentums); vorläufige Beschlagnahme des Vermögens des Bf während 
des Strafverfahrens wegen Korruption und Einziehung der Erträge aus Straftaten nach der Verurteilung nicht willkürlich; keine 
Frage der Unverhältnismäßigkeit der beschlagnahmten Beträge unter Berücksichtigung der angewandten Berechnungsme-
thode; faires Verfahren; gerechter Ausgleich zwischen den widerstreitenden Interessen 

 

28.02.2023, Beschwerde Nr 14166/19, Stoenescu/Rumänien 

Keine Verletzung von Art 6 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren); Ablehnung des Antrags des Bf auf Erstattung und/oder 
Befreiung von weiteren Gerichtsgebühren für eine Klage, die abgewiesen wurde; keine „tiefgreifenden und langjährigen“ Unter-
schiede in der nationalen Rechtsprechung zur Auslegung des Gesetzes über die Erstattung von Gerichtsgebühren; Ergebnis 
nicht willkürlich oder offensichtlich unangemessen; im Einklang mit dem Erfordernis, dass der Bf einen angemessenen Beitrag 
zu den Kosten des Verfahrens leistet 
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Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer Kam-
mer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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